
 

Hölstein, Mittwoch, der 19.November 2014 

 

 

Anfrage , gestützt auf §69 des Gemeindegesetzes  an den Gemeinderat der Gemeinde Hölstein 

 

 

Die Unterzeichnende hat durch Medienberichte von der  Suche nach einem Standort für ein 

Bundesasylzentrum in der Nordwestschweiz, der Prüfung der Standorte Liestal und Hölstein, konkret die 

Holdenweid,  sowie dem abschlägigen Bescheid des Gemeinderates von Hölstein an den Bund erfahren.  

Da dazu in der Einladung zur Gemeindeversammlung kein Geschäft und keine Orientierung traktandiert 

ist, bittet die Unterzeichnende um die Beantwortung folgender Fragen:  

 

1) Ist die Entscheidung des Gemeinderates , nach Annahme der Stimmbevölkerung des dringlichen 

Verschärfung des Asylgesetzes am 9. Juni 2013 ( in Hölstein immerhin mit 81,22%), überhaupt 

verbindlich, bzw hat sie einen Einfluss auf die Standortüberprüfung und Standortentscheidung des 

Bundes?  

 

2) Welches waren die Überlegungen, des Gemeinderates, diese Entscheidung ohne vorhergehende 

Information ( und Partizipation)  der Bevölkerung zu treffen und insbesondere ausschliesslich über die 

Medien zu kommunizieren?  

 

3) Welches waren die Entscheidungsgrundlagen , die den Gemeinderat zur abschlägigen Antwort 

gegenüber einer weiteren, vertieften Standortüberprüfung bewogen haben? 

 

4) Sind die Darstellungen der Beweggründe des Gemeinderates gegen eine weitere Standortüberprüfung 

in den Medien korrekt dargestellt worden? 

Falls ja, woher kennt der Gemeinderat die Haltung der Einwohnenden gegenüber einem 

Bundesasyzentrum in der Gemeinde Hölstein? 

 

5) Beabsichtigt der Gemeinderat eine Wiedererwägung der Standortprüfung  in der Gemeinde Hölstein 

unter Miteinbezug der veränderten Situation des Zentrums Leuenberg? 

 

6) Wie beabsichtigt der Gemeinderat die Einwohnenden über die weiteren Entwicklungen und möglichen 

Folgen in dieser Angelegenheit zu informieren und gegebenfalls zu involvieren?   

 

7) Was unternimmt der Gemeinderat um das Bild, das sich durch die Medienberichterstattung von der 

Gemeinde Hölstein ( Missachtung der Abstimmung vom 9.6.2013, "Unsolidarisches Verhalten als 

NehmerGemeinde", bis hin zu Fremdenfeindlichkeit)   nun zeichnet, gegebenenfalls zu korrigieren/ 

anzupassen?  


